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Auszug

Artikel I
Gesetz zur Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Kindertagespflege
(Kindertagesförderungsgesetz – KitaFöG)

§ 9 Gesundheitsvorsorge

(1) Jedes Kind muss vor der Aufnahme in eine Tageseinrichtung oder Kindertagespflegestelle
ärztlich untersucht werden. Nach längerer Abwesenheit außerhalb der Schließungs- oder
Ferienzeiten kann der Träger oder die Tagespflegeperson eine ärztliche Untersuchung
verlangen.

(2) Der öffentliche Gesundheitsdienst führt in den Tageseinrichtungen für alle Kinder
zahnärztliche Reihenuntersuchungen und in der Altersgruppe der dreieinhalb- bis
viereinhalbjährigen Kinder eine einmalige ärztliche Untersuchung auf Seh- und Hörstörungen
sowie motorische und Sprachauffälligkeiten und eine Überprüfung des Impfstatus durch,
soweit dies nicht auf Grund anderer Maßnahmen der Vorsorge entbehrlich ist. Er führt bei
Bedarf in Ergänzung anderer Vorsorgeangebote vorzugsweise nach sozialkompensatorischen
Kriterien weitere Untersuchungen durch. Das Nähere zu Umfang und Inhalt der
Untersuchungen regelt der Senat durch Rechtsverordnung.

(3) Die Tageseinrichtungen gewähren dem öffentlichen Gesundheitsdienst Zugang und
kooperieren mit ihm. Sie haben ihn nach § 22 des Gesundheitsdienst-Gesetzes vom 4. August
1994 (GVBl. S. 329), zuletzt geändert durch Artikel IV des Gesetzes vom 5. Dezember 2003
(GVBl. S. 574), in der jeweils geltenden Fassung zur Unterstützung bei der Früherkennung
von Behinderungen und Schädigungen einzubeziehen. Die Tageseinrichtungen beraten und
unterstützen die Eltern in Fragen der Gesundheitsvorsorge.

(4) In Tageseinrichtungen einschließlich der dazu gehörenden Freiflächen sowie bei
Aktivitäten außerhalb der Tageseinrichtung in Gegenwart der Kinder darf nicht geraucht
werden; in Kindertagespflegestellen darf in Gegenwart der Kinder nicht geraucht werden.

(5) Werden an einem Kind Anzeichen von Misshandlungen oder grober Vernachlässigung
wahrgenommen, die auf eine Kindeswohlgefährdung schließen lassen, hat die Leitung der
Tageseinrichtung beziehungsweise die Tagespflegeperson das Jugendamt umgehend in
Kenntnis zu setzen.


